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§. 1. 

Einleitunfl. 

grosse Werk der nationalen GesetaEgebndg Deutsch- 
lands, welches auf dem Gebiete des Proecssrechts bereits 
seinen Abscbluss gefunden hat, wird auch fUr diis btir- 
gerliehe Beeht seiner VolLendang entgegengefthrty indem 
eine Ton den yerbttndeten Regierungen eingesetzte Com- 
mission mit der Ausarbeitung eines Entwurfs des bürger- 
lichen Gesetsbuehs beschäftigt ist Grosse Hoffnungen 
knüpfen sich an dies wielitigste aber auch schwierigste 
Unternehmen der Rcichsgesetzgebuug. Denn es wird 
von ihm nicht allein die HersteUnng und Befestigung 
der formellen Kechtseinheit In unserem Volke erwartet; 
es soll auch die Erfüllung der bisher von der Jurispru- 
denz wohl erstrebten, aber nicht gelösten Aufgabe bringen, 
den Dualismus, der seit der Beception der firemden 
Rechte in Deutschland herrscht, zu überwinden und die 
nebeneinander geltenden Elemente des römischen und des 
einheimischen Rechts zu einem einheitlichen Hationalrecht 
zu verbinden. Die Lösung dieser Autjgabe wird dann 
auch zur Folge haben, dass die drei grossen Bechts- 
Systeme, welche gegenwärtig gelten — das gemeine 
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Becht, das FlreiunBebe und das RheiniBch-FiiiisO^he — 

in das neu begründete Keichsrecht anfgehen, indem sie 
in demselben nicht allein äusserlieh zusammengefasst, 
sondern auch nach Fonn nnd Gehalt veredelt als ein 
Ganzes wieder hergestellt werden. 

Bei diesen Erwartungen ist es nattlrlich, dass die 
Arbeiten der Gommission fHr das bOrgerliehe Gesetzbneb 
mit allgemeiner Theilnahme begleitet werden, nnd zwar 
nicht allein von den Juristen von Fach und solchen, die 
etwa ein politisehes Interesse an der Saehe nehmen. 
Sowdt das Yerständniss rdoht, erstreckt sieh diese Theil- 
nahme auf weitere Lebenskreisc: denn kein Tbeil des 
Beehts greift so allgemein nnd naehhaltig in die Rechts- 
verhSltnisse ein, welche alle Btirger nnmittelbar berühren, 
als das bürgerliche Recht; die recbtlicbe Ordnung der 
FamiliCi des Yermitgens, des Verkehrs kann fttr das 
Wohl nnd Wehe jedes Einzelnen entscheidend sein. 

Es ist daher mit Dank anzucrkeuuen, dass Aber den 
Gang, welchen die Arbeiten zur Herstellniig des btirger- 
liehen Gesetzbuchs genommen haben , von Zeit zn Zeit 
amtliche Mittbeilungen veröffentlicht werden. Nachdem 
das Ergebniss der Berathangen, welche m einer Vor- 
commission über den allgemeinen Plan fttr den Entwurf 
des Gesetzbuchs stattgefunden hatten, schon früher znr 
allgemeinen Kenntniss gebracht war, ist neulich noch 
einmal eine Uehersicbt des znr Vorbereitung des Werkes 
Geschehenen gegeben und ausserdem tlber den gegen- 
wärtigen Stand der Verhandlungen in der vom Bondes- 
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raihe zur AoBarbeitong des Entwürfe niedeigefletzten 
GommiBBioii ein amtlielier Beriolit erstattet worden. 

Yergl. Besondere Beilage zum Deutschen Reichs- 
Anzeiger Nr. 2 yam 13. Jannar 1877. 
Es ergiebt sieb darans, dass Uber Anlagfe und Syste- 
matik des Gesetzbuchs, sowie Uber den Umfang des in 
dasselbe anftonebmenden Beehtsstoflb von der Commission 
bereits wiebtige Beseblttsse gefasst sind; dass die Aus- 
arbeitung der einzelnen Abschuitto unter flinf Redactoren 
vertbeilt word^ ist, welebe mit der Vorbereitang ihrer 
Vorlagen beselHlftigt sind, nnd dass Uber einzelne Beebts- 
frageu von priucipieller Bedeutung die Commission sich 
bereits seblfissig gemaebt bat. Der Zweck dieser Ver- 
Oflisntliebmig ist nnn ebne Zweifel zunächst der gewesen, 
die umsichtige und erfolgreiche Thätigkeit der Commission 
EU beknnden tmd die sebr erfreuliche Thatsache festzu- 
stellen, dass daB grosse Werk in der besten Weise ge- 
fördert wird. Allein es darf wohl auch angenommen 
werden, dass ausserdem noch beabsichtigt ward, zwischen 
der Gommission nnd denjenigen Kreisen, welche ihren 
Arbeiten eine besondere Theilnahme widmen, gewisse 
Beziehungen berzustelien, schon in diesen ersten Stadien 
die Kritik aufisurufen, um Zustinunung oder Widerspruch 
herbeizuführen und so von Anfang an eine allgemeinere 
Betheiligung der bereiten Arbeitskräfte zu veranlassen. 
Denn dnreb eine solche Kritik, welche niobt erst den 
Abschluss des Entwurfs abwartet, wird die Commission 
seihet in der Losung ihrer Aa%abe unterottttzt, indem 
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sie sich in den Stand gesetst sieht^ das ihr ZugefÜbrte 
zu prüfen nnd das bewibrt GeAmdene sn verwenden. 

Diese Betraelitungcu haben zur Ausurbcituug der vor- 
liegenden Deoksclirift geHÜirt, welche sich freilich nur 
mit einem dem Umfange nach beschränkten Gegenstände 
beschäftigt, aber doch in verschiedene und zum Theil 
schwielige Gebiete der Gesetzgebung ttbergreift. Denn 
die Frage, welche Stellung das bürgerliche Gesetzbuch 
zu dem Familienrechte des hohen Adels einzunehmen hat, 
lässt sich nicht beantworten , ohne dasa vorher der Be- 
griff des bflrgerlichen Rechts und dessen Abgrenzung 
gegen andere Ivechtsthcile festgestellt ist; es wird ferner 
das YerbäLtniss des allgemeinen bürgerlichen Bechts zu 
den Speziahrechten zu bestimmen sein, und unter diesen 
das liier in Frage stellende bocbadlige Familienrecht seiner 
recktlicUeu Natur und Bedeutung nach erörtert werden 
müssen. Um in letzterer Beziehung aber zur vollen Klar- 
heit zu j;clangen, wird es uöthig sein, das mit demselben 
vcrwaudte Institut des FamiUeniideicouuuisses als zur 
vorliegenden Erörterung nicht gehörig auaznsoheiden. 

Erst nach Erledigung dieser Vorfragen wird der 
cigcutiiüüe Gegenstand der Deukschrül iu's Auge gefusst 
werden können. 

Einer Recbtslehre gewidmet, mit deren wisBcnscbaft- 
lieber Bearbeitung der Verfasser seit Langem sieb ein- 
gehend beschäftigt hat, ist sie dazu bestimmt^ jetzt auoh 
einen Beitrag zu der Lösung einer darauf bezüglichen 
Aufgabe der Gesetzgebung zu liefern. 
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§. 2. 

Der Umfkng des Gesetzbuchs. 



Als einer der sohwierigsten Punkte bei der Aosarbei- 
tong eines liHrgerliehen Gesetsbncbs wird sieb sebon die 

Vorfinge herausstellen, wie der llmfun^ des Werkes zu 
bemessen sei. Denn darüber kann freiliob bei dem Stand- 
punkte, weleben die neuere GesetzgebuDg einnimmt^ kein 
Zweifel bestehen, dass es sich hier uicht, wie bei der 
Abfassung des Allgemeinen Preussisoben Landreobts um 
die Codifieation des gesammten materiellen Reebts im 
Gegensatze zum Prozessreehte handelt. Allein gerade bei 
der Aussobeidung gewisser Tbeile des materiellen Beobts 
kOnnen sieb Sebwierigkeiten ergeben, deren Beseitigung 
nur durch ein tieferes Eindringen in das Wesen des 
Keobtsstoffs zu erieioben ist, so dass die Grenzregnlirnng 
eine Bebr sorgfiUtige Untersnebung voraussetst. 

I. DuHS das Staatsrecht in seinen beiden Bestand- 
theileu des Yerfasaungsrecbts und des VerwaltungsreobiB 
nicht in das bttrgerliobe Gesetsbnob gehOrt, ist selbstver- 
ständlich. Aber wir haben noch den allgemeinereu He- 
griff des öffentlichen Keohts, welcher mit dem des 
Staatsreehls nicht susammen füllt 

Indem nämlich das StaatsintereBse an der Vcnvirk- 
lichuug der zum OffeutUcheu Kechte gehoreuden Institute 
und RechtsTorsobrÜten unmittelbar bethettigt ist, erblUt 
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Letieres den Charakter des absolnten Redite im Gegen- 
satze zo dem vermittelndeu Rechte und trägt unter Aus- 
seUiesaiiDg jeder Abänderung daroh Privatveriügung das 
Erfordemim der unbedingten Anwendung an sieh. Seinem 
Gegenstände nach ist das öfTentliebc Recht aber nicht auf 
das Staatsrecht beschränkt, da auch, abgesehen von dem 
Strafreeht und Prozessreeht, Privatrechtsverfalttnisse von 
ihm ergriffen werden können z. B. der Keehtsformalismas, 
das Vonnnndschaftswesen. 

Wenn es nun in dem Berichte der Yorcommission 
Tom 15. April 1874 heisst: 

„Ein bürgerliches Gesetzbuch fUr das Deutsche 
Beieh hat nur Privatrecht n enthalten. Die 
Kodifikation erstreckt sich demnach nicht auf 
das i)ffeDtUcbe Becht, das Strafirecht and den 
Fro&esB.^ 

so wird unter dem öffentlichen Rechte entweder nur das 
Staatsrecht befasst und dann ist der Begriff dem Phyat- 
reehte gegenflber an eng gefiust» oder es ist der weitere 
Begriff gemeint und dann fehlt die Abgrenzung desselben 
nach den yerschiedenen Bechtstheileu, in welchen er zur 
Anwendung kommt 

n. Die Gesetzgebungs-Commission selbst, welche mit 
der ersten Ausarbeitung des Gesetzbuchs betraut ist, hat 
Aber den Umfang des in dasselbe auftunehmoiden Beehts- 
stofb Folgendes besehlossen, 

s. den angeführten Bericht im Reichs -Anzeiger 
▼on 13. Januar 1877. S. 3. 
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„1. Das bttrgerliche Gesetebiich soll sich auf das ge- 

Bammte bürgerliche Recht erstrecken, mit den nachfolgen* 
den AuBnahmeu und näheren Bestimmangen. 

2. Ausgeschlossen und der Ordnung durch das neue 
üandelfige&etzbuch oder durch 8pezial-£eich8geAetze Über- 
lassen bleiben: 

a) das den Gegenstand der Wechselordnung und des 
jetzigen Handelsgesetzbaehs bildende Beeht, ein- 
schliessiieh des Recbts der Aktiengesellschaften, 

b) das den Gegenstand der Seemannsordnung and 
der seerecbtUehen Spezialgesetze bildende Beeht, 

e) das Beeht d«r Erwerbs- ond Wirthschaftsgenossen- 
Schäften, 

d) das Binnensehifflahrtsieehti 

e) das gesammte Versiehenuigsreobt, 
/) das Verlagsrecht. 

3. Ausgeschlossen bleiben ferner: 

a) das Urbeberrecht, das Becbt des Patent-, Marken- 
nnd Mnstersohntzes, 

b) die Bankgesetzgebung, vorbehaltlich der in das 
bfligerlicbe Gesetzbuch aufzunehmenden Bestim- 
mungen Uber Inbaberpapiere, 

c) das Post- und Telegraphenrecht, 

d) das Bergrecht, vorbehalUicb der künftigen Prüfung 
der Frage, wieweit einzekie dessen Gebiete ange- 
hörende Bestimmungen in das bürgerliche Gesetz- 
buch aufzunehmen seien. 



12 



4. AtiBgweliloflsen bldM ferner du Lehnreeiit und das 

Recht der Stamm guter, vorbehaltlich der künftigen 
Entscheidimg der Frage, ob diese lustitate ferner znza- 
UuBen, imd welehe Stellnng ümen eventuell za den Be^ 
Stimmungen des bürgerlichen Gesetzbuchs zu geben sei. 

5. Der späteren Entscheidong der Kommission bei 
Berathnng des Saebenreehts und bestigfieh des Erbreebts 
bleibt Torbehalten, in Betreff: 

a) des Erbpachtrechts, des Erbzinsrechts und der 
Empbyteasis, 

h) des ReebtR der Beallasten nnd der Bann- und 

Zwangsrechte, 
e) des Näberreebts, 

d) des m einzefaien Theilen des Reiebs besfcebenden 
besonderen bäuerlichen Güterrechts, 

«) der Familienfideikommisse festzostellen, ob 
diese Institute ganz oder tbeilweise zn beseitigen, 
eventuell ob und inwieweit dieselben in dem 
bfligerliehen Gesetzbnehe zu ordnen seien oder 
die Ordnung der Landesgesetzgebnng an Über- 
lassen sei. 

6. Baom za lassen innerhalb näher za erwigender 
Grenzen ist der Landesgesetzgebnng für das Forstreeht, 

das Wasserrecht einschliesslich des Mühlen-, Flötz- (?) 
und Fitaereireebts, das Fiscbereireeht, das Jagdrecht, 
das Deich- nnd Stebbeoht, das Ban- nnd Nacbbarreeht, 
das Recht der Gemeinheitstheilungen, der Ablösung von 
Beallasten, Dienstbarkeiten nnd Zwangs- nnd Bannrecbten, 
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das Beeht der Znsammenlegniig von GfnnditttekeD, dai 

fkiteiguQu^- und dus Gcsiuderecht. 

7. Inwieweit die piiTatrechtlichen Beitimmnngen ein- 
seiner Bejoh^gesetze in das bOrgerliehe GeMlsbaoh nnver- 
ändert oder mit Modifikationen aufi^uuehmen , imgleicben 
wie weit die in dem Eutworf der bürgerlicheu Froceaa- 
ordnnng nnd der Konkusovdnnng enthaltenen priTat- 
recbtlichen Bestimmungeu za berttcksichtigen und in das 
bttrgerliehe Gesetzbach unverändert einzureiben oder abzu- 
ändern seien, oder inwiewdt solebe Bertimmnagen beson- 
ders in Kraft zu erbalten, ist der künftigen Besehloss- 
fassuDg bei Berathung der einzelnen ein»ehlagenden Kecbts- 
materien und dee Einftlhningsgeseties Tonrabebalten." 



im Allgemeinen ist also der Gedanke smn Ansdmek 
gelaugt, dasB nor das allgemeine btirgerliohe Beeht nnd 

nicht diejenigen Kecbtsinstitute in das Gesetzbuch auizu- 
nehmen sind, welehe zn den Speziahreehten gefahren, 
d. h. ihrer Katar nadi nnr ein besehrttnktes Beehtsgebiet 
beherrschen und neben den allgemeinen im Kechtssysteme 
geltenden Bechtsprineipien eine selbet&ndige ratio in sieh 
tragen. Sie bilden also nieht wie das anomalisehe Beeht 
(ins singulare) eine Ausnahme von dem allgemcineu 
bttigerliehen Bechte, sondern sind als dessen Ergänzung, 
also aoeh als regelmässiges Beeht an betraehten. 

Wieweit dieser Begriff des Spezialrechts iu den von 
der Commission aa%eiUhrten Beehtsinstitaten vorliegt 
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oder dieselbeD den Charakter des anomaUsehen Beefats 

an sich tragen, kann freilich in gewiBsen Fällen zweifel- 
haft sein; Überhaupt aber ist die Ausacheidong der Spe- 
liabeefate ans dem allgemeineD bttrgerUeheii Beehie, wie 
auch von der CommisBiou a. a. 0. S. 6 anerkannt worden, 
eine schwielige Aufgabe. Einen BechtBtheil scheint sie 
dabei ttberhanpt gar nicht ins Auge geihsst za haben, 
obgleich er entschieden zu den Spczialrechten gehört, 
nämlich das Familienrecht des hohen Adels, welches 
als das Priyatfflrstenreeht bezeichnet zu werden yiflegt. 
Und doch können Uber den Platz, den es im Rechtssystem 
einzunehmen hat, Zweifel bestehen, und das bürgerliche 
Gesetzbneh kann nicht umhin, zu demselben eine be- 
stimmte Stellung einzunehmen. Es liegt hier also eine 
Lücke vor, auf deren AusftUluug die folgende Darstellung 
geriehtet ist Znyor ist aber die Natur und Bedeutung 
dieses Beehtstfaeils einer Erörterung zu unterziehen. 



§. 3. 

Das Familienrecht des hohen Adels. 

Als sieb wfthrend des spftteren Mittelalten die Be- 
sitzungen der einzelnen am Reicbsregiment erblich bethei- 
ligten Fjsmilien mehr und mehr zusammen schlössen und 
im Bereiche derselben eine bestimmte Territorialgewalt 
sich zu bilden begann, welche später zur Landeshoheit 
entwickelt ward, vollzog sich auch im Innern dieser reiche- 
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BttDd]floh«n Hftiuer ein BildnngsproceflSi wekher sn neuen 
nnd eigeDthttmUchen Reebtsfonnen fthrte. Diese Familien 

(der hohe Adel, die familiae illustres im Gegensätze zu 
den fiuniliae nobiles) bildeten nftmlieh der Übrigen Be- 
▼Olkernng gegenüber eine besondere Reebtsgemeiosobaft, 
indem sie sich standesmässig abschlössen und in dem 
Prineip der Ebenbürtigkeit, welobes niebt allein 
f^r die Ehe, sondern aneb ftr andere ReebtsrerfaMtnisse 
maassgebend ward, die Grundlage einer gleichmässigen 
Becbtsentwiekelang fanden. 

Vgl Gb. G. GObrnm, gesebiebtliebe EntWieke- 
lung von der Ebenbürtigkeit nach gemeinem 
Deutsohen Becbte. 2 Bde. Tübingen 1846. 
Damit aber die einselnen Glieder dieser Beidisaristo- 
kratie ihre politische Stellung behaupteten und im Interesse 
der Familie wie der landsäsngen Bevölkerung den von 
ibnen znsammengebraebten Hansbesitz zusammen btelten, 
bedurfte es einer durchgreifenden Veränderung der her- 
gebracbten Institute und insbesondere des Gttter- und 
Erbreebts. Die nur duroh das Benspruebsreeht der nieh- 
sten Erben gebundene Veräusserung des Grundbesitzes 
musste weiter bescbränkt, die absolute Bevorzugung des 
Mannsstammes Uber den Krds des Lebenreebts bnnans er- 
weitert und endlich die Untheilbarkeit des Hausvermögens 
durch Einfttbmng der Individualsuccession begründet 
werden. Seit dem 14. Jahrhundert beginnt nun in diesen 
Kreisen eine allgemeine, auf die Erreichung dieser Ziele 
gerichtete Bewegung, welche sich in den einzelnen Fa- 
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milien selbständig vollzieht , bald durch die Häupter 
derselben, welche zogleieh die Landesherren waren, ver- 
mittelst einseitiger, im Interesse der Familie erlassenen 
Anordnungen, bald in der Form der Familienverträge 
dareh die selbstSodigen Agnaten des Haoses nnd ausser- 
dem auch gewohnbeitsrechtHoh in weiteren oder engeren 
Kreisen. Diese Rechteentwickelung vollzog sieb langsam 
im Laufe der Jahrhunderte, dooh gelangte sie allenthalben 
zu einem bestimmten Abschluss und zwar fiist ohne Aus- 
nahme in der Form dem Phmogenitnrordnung oder des 
Erstgeburtsreehts. Obgleich Snsserlich betrachtet nur die 
antonomisehe Thätigkeit der einzelnen Hftnser in diesen 
Erscheinungen hervortritt, so war sie doch eine allgemeine, 
auf der gleichen Eechtsanschanung des Standes beruhend; 
trotz der Abweichung im Einzelnen bildete sieh ein ge-. 
meines Grewohnbeitsrecht aus, als dessen AeusRerungen 
(actus) die in den einzehien Häusern begründeten Sat- 
zungen und Observanzen zu betrachten sind. 

Ihrem letzten Grunde nach hat mau also diese Rechts- 
bildung auf die Autonomie der einzelnen Häusw zn- 
rfickzuAlhren, unter der freilieh nicht jede die conkreten 
Recbtsverhältuisse ordnende Verfügung zu verstehen ist, 
wie sie einseitig oder vertragsmässig im Bereiche des 
vermittelnden Rechte Überhaupt getroffen werden kann. 
Sie ist vielmehr nach der richtigen Begriffsbestimmung 
der älteren Jurisprudenz als das ins statuendi s. Statute 
oondendi anizntessen, — als das Becht, Satenngen mit 
Gesetzeskraft zu erlassen (legis vicem obtinet). Vgl.: 
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G. Be seier, System des gemeinen deutseben 
PriTatieehfts §. 26—28. 

K. Maurer, KritiBcbe Ueberaehaii II, Nr. 8. 
Aiieiu ein solchcB Recht der Selbstgesetzgebiiiig Uber den 
eigenen Wirktmgakreia der Disponenten und ihrer Uni- 
TerBalsaeoesBoren hinaus steht nieht den einseken Indivi- 
duen zu ; CS bedarf dazu einer besonderen Kechtsgemeiu- 
schafty welche flUr die Dauer organisirt, Uber ihre Angele- 
genheiten aueh Anordnungen mit dauernder Wirksamkeit 
treffen kann: die Autonomie findet nur in Corpora- 
tionen mit juristischer Persönlichkeit eine Stelle. 

Das ist der Punkt, der (ttr das Becht der hochadligen 
Familie entscheidend ist und dessen eigenthUraliche Ge- 
staltung erklärt In dem Bestreben, die Familie in ihrer 
Gesammtheit, den Sonderinteressen der einselnen Glieder 
gegenüber hervorzuheben, bildete sich die Anschauung aus, 
dass die Familie in ihrer Daner und trotz des Wechsels 
der Generationen ein fttr sieh bestehendes Ganzes sei. 
Dadurch ist dann in der weiteren geschichtlichen Ent- 
Wickelung ein neues Institut hervorgerufen worden, dessen 
Wesen so zu beseichnen ist: die Familie des hohen 
A'dels ist selbst ein Rechtssubject, eine corpo- 
rative Genossenschaft mit juristischer Persön- 
lichkeit, in welcher neben der verfassungs- 
mässigen Stellung des Familicnhauptes die selb- 
ständigen Agnaten, ähnlich wie die VollbUrger 
in der Gemeinde, die berechtigten Träger des 

Gesa mmtwi Ileus sind. — Diese Auffassung lässt die 

2 
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Autonomie der hochadligen Familie als ein regelmässiges 
mit der freien germanischeu Corporation verbundenefl 
Attribot erseheinen: sie erklärt die Stellang der Stamm- 
guter des hohen Adels, welche das dem Hausrechte unter- 
worfene Familienvermögen bilden; sie machte es möglicb| 
dasB BeohtBgeseb&fte wie die Erbverbrfidemngen und Erb- 
einigungen ftir die Familie als solche auf die Daner ihres 
Bestehens abgeschlossen worden. 

Die Lehre, dass die hochadlige Familie eme coipo- 
rative Genossenschaft sei, ist entwiclcelt and nrlinndlieh 
begründet von 

G. Be seier, die Lehre Ton den ErhvertrSgen, 
2. Th. 2. Bd. §§. 15—17. Vgl. dessen System 
des Deutschen Privatrechts §. 170. 
Sie hat sich nnr langsam Bahn gebrochen, doch fiud sie 
sogleich die lebhafte Zustimmung von W. E. Alb recht, 
in der Becensiou des angeführten Bandes der Lehre von 
den ErbyertrSgen bei 

Richter und Sehneid-er, Kritische Jahri)tloher 
1842. S. 341. 

Hier heisst es, indem Aibrecht von den Untersuchongen 
des Verfhsers über die einzelnen Institute des hochadligen 

Familicor^chts spricht: 

„Den Weg dazn bahnt er sich durch die Ansicht, 
die einzelne Fämilie des hohen Adels (und wie wir 
hinzusetzen würden, auch die einzelne Linie derselben) 
erscheine nicht blos als eine Summe ?on einzehien 
gleichzeitigen oder auf einander folgenden IndividneD, 



19 



sondern als ein Ton diesen yerschiedenes QanzeSi als 
eine Genoesensehaft. Diesen Gedanken, der freilieb 

schon Anderen mehr oder weniger klar vorgeschwebt 
halten mag, bestimmt aasgesprochen zu haben, halten 
wur für ein grosses Yeidienst des Verfossors. Es ist 
der Schlüssel der wichtigsten Eigenthümlich- 
keiten in dem Kechte des hohen Adels. Zu 
diesem gehört nnn vor Allem die Autonomie, wdehe 
sich in den Hausgesetzen des hohen Adels zeigt. Nach 
jener Ansicht stellt sie sich, ihrem allgemeinen formellen 
Gharaktor nach, mimittelbar der Antonomie der Cor- 
porationen zur Seite. Wie die Statuten der letzteren 
liormen sind, welche die Corporation den einzelnen 
Mügliedem Torsehieibt, so sind aneh die Hansgesetze 
als Ansflnss eines, über den einzelnen Familiengliedem 
stehenden Willens der Familie zu betrachten, mögen 
sie nnn in der Gestalt einer inseitigen Verfügung des 
Familienhanptes erscheinen, oder in der eines Be- 
schlusses der jeweilig stimmfähigen Familienglieder. 
In bdden Fällen süid nieht die Einzelnen als solehe, 
sondern als Organe der Fatnilie thätig: die einseitige 
Verfügung ist nicht aas dem Gesichtspunkte einer letzt- 
wiUigen Disposition eines Erblassers fllr seine Erben zu 
betrachten, der Beschluss der Familienglieder nicht als 
Vertrag, den diese fUr sich und ihre Öuccessoren 
sohliessen, eo wenig wie das ans einem Corporations- 
beschluss hervorgehende Statut ein Vertrag der Cor- 
porationsglieder unter sich ist." 

2* 
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Die vou AI brecht gebilligte AnffasBODg hat dann 
auch Hermann Sehnlze adoptirty indem er sieh in dem 
Anhange sn 

Otto Stohbe, Geschichte der deutschen Rechts- 
qnelleo 2. Abth. (Braonsehweig 1S64.) S. 500. 
also llnsaert: 

„So entstehen seit dem Beginn des vierzehnten Jahr- 
hunderts besondere Kechtsordnnngen nnd Institute im 
Kreise der reichsstttndisehen Familien, besonders auf dem 
Gebiete des Familien- und Erbrechts. Hauptsächlich 
kommt aber der Begriff der bochadligen Familie zur 
Ausbildung, welche sich immer mehr zu einer Genossen- 
schaft mit corporutivem Charakter verdichtet und somit 
der Boden der Autonomie wird. In dieser liegt von nun 
an die wichtigste Reehtsquelle des sogenannten Privat* 
fHrstenrechts. Die hochadlige Familie hat, wie andere 
Corporationen, innerhalb ihrer Angelegenheiten, die Auto- 
nomie nnd ttbt dieses Becht der Selbstgesetagebnng in 
verschiedener Form aus, je nachdem dabei mehr die mo- • 
narcbische Gewalt des regierenden. Familienoberhauptes, 
oder mehr die republikanische Uebereinstimmnng aller 
vollberechtigten Agnaten in den Vordergrund tritt/' 
Derselben Ansicht folgen: 

0. Gierke, Reohtsgeschichte der deutsehen (Ge- 
nossenschaft S. 412 flf. 

W. Lewis, Das Kecht des Familienfideicommisses 
S. 34. 41. 93. 107. 

A. W. Heffter, Die Sonderrechte der souveränen 
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mid mediatisirten Tormals reichsstftndiscbeii 

Häneer Deutschlands §. 40. 
Sie ist ferner in mehreren Bechtsgutachten der Juristeu- 
fiiealtit der Universität Berlin einstimmig gebilligt nnd 
auch anerkannt worden in dem Gutachten des Preussi- 
scheu Kronsyndicates „Uber die Kechtsgrundsätze, 
welche bei der Anseinandersetznng Uber die ans dem fiska- 
lischen Besitze der Kronfideikommissherrsehaft Sehwedt 
herrührenden yermögensrecbtlicbeu Ansprüche zur An- 
wendung zn bringen sind**, abgedruckt als 

Anlage A. der Droeksaohen des Hauses der Ab- 
geordneten. III. Session. 1876. No. 841). 
Hier heisst es S. 19, indem von der reobtlicben Stellung 
des Königlichen HausTermOgens im Gegensätze zu der 
dem Könige gebührenden Domänenrente und der Dotation 
aus der allgemeinen Staatskasse gebandelt wird: 

„Nach der Anifossung des Preussiscben Rechts 
erscheint hier gar nicht der König für seine 
Person, sondern die Ktfnigliehe Familie in ihrer 
Gesammtbeit, als korporative Einheit, als Eigen- 
thümerin dieses Haus Vermögens." 
Damit stimmen die entsprechenden Bestimmungen vieler 
anderer Hausgesetze und Familienverträge ttberein; vgl. 

Kluber, öffentliches Recht des teutschen Bundes 

(4. Aufl.) §.333. Noted. 
Beseler, System des deutschen Frivatrecbts 
§.172. Note 10. 
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9.4. 

Dai» Familienfifleicoininiss. 

Während die Familien des hohen Adels yennöge 
ihrer corporatiyen VerfiASsang und der darauf begrUu- 
deten Aatonomie sieh ein Belfafitindigee Sondeneebt aoB- 
bildeten, durch welches das Haasvermögen den be- 
schränkenden BestimmuAgen der Unveräosserlicbkeit und 
deat IndividiuÜBnoeeBsion unterworfen ward, und die 
Reichsrittenüßhaft dnrch Statuten ihrer corporativen Ver- 
bände Aehnliches za erreichen suchte, fehlte es fUr 
andere verwandte Kreise an den entspreefaenden Mittehi, 
die Stammgater gegen die Vorschriften des römischen 
Rechts beisammen zu halten. Indessen half hier die 
Jurisprudenz ans, indem sie in dem Familienfidei- 
eommisB ein Institut begrQndete, welches geeignet er- 
schien, den Familiensinn des landsässigen Adels zu be- 
friedigen und aneh vorzugsweise von. diesem benutzt 
ward, obgleich es gewohnheitsreehtlieh eine allgemeine 
GeltuDg erlangte. Im weiteren JSiiine verstand man 
fireilieh nach dem Vorgänge von Philipp Knipsehildt, 
des eigentlichen Begründers dieser Lehre hi ihrer 
dentschrechtlichen Ausbildung, dessen 

Tractatus de fideicommissis fiuniliaram nobiliom 
(von StammgUtem) 
zuerst 1626 erschien, unter der Fideicommissqualität 
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flobleobtbin die UiiTeräiiBserlicbkeit einer VemOgensmasfle, 

ohne Rücksicht anf den Grnnd ihrer Entstehung, und 
80 bildete sich eine Terminologie aus, welche auch die 
Stammgttter des hohen Adels als FamiltenfideicomniiBse, 
fideieommiBsariseh gehnndene Gflter bezeichnete. 

Diese Terminologie findet sich in zahlreichen Fami- 
Uenrertrügen nnd anderen Dispositionen hoehadliger 
Familien seit der Mitte des 17. Jahrhunderts , nnd ist 
noch gebräuchlich, wie z. B. das HausvermOgen des 
Preossischen KOnigshanses als Kronfideioommiss he- 
zeichnet wird, nnd in dem, im vorigen §. angefahrten 
Gutachten des Kronsyndicates die beiden Ausdrücke als 
gkicbbedentende gehranoht werden. 

In dem engeren Sinne des Wortes, in welehem 
es sich allein um ein bestimmtes, technisch ausgebildetes 
Gttterrechtsverhftltniss handelt, ist ein eigentliehes oder 
wahres FaralHenfideicommiss nur dann vorhanden, wenn 
krafl einer ausdrtlcklichen Anordnung des Stifters ge- 
wisse Gflter zur Anfreehtbaltnng des Ansehens der Fa- 
milie fllr nnveränsserlieh erkUlrt sind. Diese Unver- 
äusserlichkeit ist das Wesentliche der Fideicommissqua- 
lität, wenn anch gewöhnlich eine Individnalsaoeession 
unter Bevorzngnng des Geschleebts nnd Alters damit 
verbunden ist. Vgl. 

Eichhorn, Einleitung in das Deutsohe Privat- 
recht. §. 368. 

Die Fideicommissstitlung ist daher kein Auätluss 
dner «utonomisohen Bechtssatznng, welche nur den 
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früher reichsständisoheii Familien zukommt, mid sie er- 
fasBt daher niefat die Familie ak solehe. Sie ist viel- 

mehr die Verftignng über ein eiuzelues conkretes Kechts- 
yerhältDiss^ kraft deren das Eigentbum an dem üdei- 
eommissariseh gebundenen Gate sa Gunsten aller einsehen 
zur Nachfolge herufeueu Anwärter beschränkt wird. 

Die Auffassung, welche diese Lehre in den neueren 
Geaetsbttchem gefunden hat, dass hier ein getheütes 
Eigenthum vorliege, das Obereigenthum der Familie, 
das Untereigenthum dem Fideicommissbesitzer gehört, ist 
unhaltbar. Viehnehr wird jetzt allgemem dem Fideieom- 
missiuhaber das Eigenthum beigelegt, welches aber durch 
das Beeht der Anwärter dinglich beschränkt ist. VergL: 
Beseler, System des Deutsohen PriTatrechta 

§. 176. Note 24. und die dort Citirten. 
Seuffert, Archiv fUr Kechtsfälle Bd. 29. Nr. 47. 

Das Smguläre der ganzen Einrichtung besteht nun 
darin, dass diese dingliche Beschränkung als das wohl- 
erworbene Becht der berufenen Anwärter itir alle Zeiten 
(in perpetuum) sich darstellt, so dass eine Aufhebung oder 
Abänderung der Fideicommissstiftung auch durch den ein- 
stimmigen Beschluss der gegenwärtig Lebenden rechtlich 
nicht möglich ist und die Nachfolger nicht büidel. Diese 
einseitige und starre Durchführung des Principe der 
successio ex pacto et Providentia maiorum, welche sich 
weder im Lehenrecht noch in dem Familienreeht des hohen 
Adels findet, ist freilich an sich bedenklich und, wenn es 
sich de lege ferenda handelt, sehr anfechtbar; aber sie 
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ist für das losiitot des deutscheo Familienfideieomtnisses 
positiT begründet. 

Das Familionrecht des hohen Adels als ein Spezialrecht 

Das besondere Faniilienrecht des hoben Adels, zn 
welchem alle Familien geboren, welche bis 1806 Reichs- 

standschaft mit einem reichsunmittelbaren Territorium 
hatten, nmfasst folgende Beehtsinstitote. 

1. Die Ei)eiibUrtigkeit auf Grund der Standesgemein- 
schaft; 

2. die Ver&Bsnng desHanses als einer eorporativen 

Genossenschaft und die darauf beruhende Auto- 
nomie; 

3. die erfrahte Gros^jührigkett und die agnatisehe 

Vormundscbaft; 

4. die corporativeu Kecbte des Hauses an den 
Stammgtttem in Verbindung mit der dadnrdi be- 
dingten Unveränsserlichkeit derselben; 

ö. das getrennte eheliche Güterrecht im Anschluss au 
die dentsohreehtliehen Einriehtnngen der Morgen- 
gabe nnd des Witthnms, unter der Einwirkung 
schriftlicher Eheverträge; 

6. die Individnalsaeeession in das Stammgnt als 
agnatisehe Singnlarsnocession naeh dem Prineip 
der successio ex pacto et Providentia maiorum, 
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in der r^lmilflngen Forai der Primogenitur 
Ordnung, mit den Apanagen und Abfindungen 

der jüngeren Söhne und der Töchter. 
Ot^leioh.dnige dieser BeelitnnBtitnte dem. Sachen- and 
Bibreefate angehören, sind sie doch anter dem Familien- 
rechte des hohen Adels mitbefasst, weil sie mit der be- 
sonderen Organisation der Familie in nnmittelbarem Zo- 
sammenhange stehen and doreb diese ihren eigenthfim- 
lichen Charakter erhalten. Im Allgemeinen wurden sie, 
▼on der älteren Jniispradenz anter der Beseichnnng des 
PriTatfllrstenreehts (ins privatnm principnm s. fiuailiamm 
illustrium, Familienstaatsrecht) zusammengefasst und sind 
der Gegenstand selbständiger wissenscbafUicher Bearbei- 
tongen geworden; s. s. B. 

J. St. Putter, primae lineae iuris privati prin- 

oipam. 1768. edit UL 1790. 
J. J. Moser, Familien -Staats- Beeht derer Teut- 

sehen Reichsstäude. 2 Theile. 1775. 4. 
J. C. Köhler, Uandbnch des deutschen Privat- 

ftrstenrechts. 1832. 
A.W. Hcffter, die Sonderrechte der souveränen 
und der mediatisirten Tormals reichsstän- 
disehen Häoser DeotseUands. 1871. 
Von den oben bezeichneten Rechtsinstituten hatten 
einige einen rein staatlichen Inhalt, indem in ihnen die 
Lehre von der TormundsehafkUehen Begierang, der Begent- 
schafl und der Thronfolge (der Nachfolge in Land und 
Leute) enthalten war. Ueberhaupt aber macht es die 
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her?ornigeDde poUtisohe SteUnogy welche die reichaatändi- 
sebeD Häuser eumaluiieDy erkttrUeh» dasB dagFrivatfÜrateii- 

recht als ein Theil des Staatsrechts behandelt ward. Dies 
ist noch geschehen von J. J. Moser, dessen Familien- 
staatsreeht den 12. Abschnitt seUies deutschen Staatsrechts 
bildet; desgleichen von 

Ptltter, institationes juris publici Germanici 1770. 
EditVI. 1802. 

J. Cb. Leist, Lehrbuch des teotschen Staats- 
rechts 2. Aufl. 1805. u. A. 
Allein es liess sieh doch nicht verkenneni dass ahgesehen 
von den staatsrechtlichen Instituten die im Priratftlrsten- 
recht enthaltenen Lehren ihrer Katur nach wesentlich dem 
PriTatrecht angehörten, so dass schon 

J. Fr. Rnnde, Grundsätze des gemeinen deutschen 
Privatrecbts (1. Ausg. 1791.) §. ö. 
sie dem dentsehen Privatrecht vmdicurte. Diese Aoffiissong 
musste aber um so mehr Platz greifen, als mit der Rhein« 
bundsacte von 1806 die grossen Mediatisirungen eintraten 
and sich die bisher reichsstilndischen Häuser nnn in die 
soQveribien nnd die mittelbar gewordenen theOten. Denn 
wenn auch durch die Deutsche Bundesacte von 1815 den 
Mediatisirten eme bevorangte Stellmig gesichert nnd nament- 
lich ihr besonderes Familienreeht anerkannt ward, so blieb 
es doch seines staatsrechtlichen Charakters entkleidet. Die 
Bearbeiter des Dentsehen Staatsrechts haben seitdem aaoh 
das Privatftrstenreeht nicht in den Bereieh ihrer Dar- 
stellung aufgenommen, indem nur anerkannt wird, dass 
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die Gnmdsälze deBBelben noeh jetzt die Basis einseUier 
staatsroehtficher Lehren bfldeo. Vgl 

H. A. Zachariä, DeutBcbes Staats- md Bundes- 
recht (3. Aufl.) §.3. 

Andererseits blieb aber der gemeinsame Kechtsbodeu üir 
die soQTeräDen and mediatisirten Häuser, denen ancb die 
1866 depossedirten anzureihen sind, eihalten, wie sehen 
in dem ausdrücklich anerkannten Princip der Ebenbürtig- 
keit aaogesproehen ward. Die Lehren des Frivatftlrsten- 
rechts haben daher noeh die gleiche Geltung Air sKmmt- 
liehe früher reichsständischen Familien, und sind, insofern 
sie iUr die soureränen Hänser nicht in das Gebiet der 
LandesyerfassuDgen binttbeigreifen, im Wesentlicben privat- 
rechtlicher Natur. Dies ist l)e8onders scharf hervorgehoben 
in dem oben angeführten Gutachten des Preussiseben 
Kronsyndieates Uber die Auseinandersetzung wegen der 
Herrschaft Schwedt, 

Dmeksebriften des Hauses der Abgeordneten, 
m. Session. 1876. No. 349. AnL A. 

denn es wird daselbst S. 19 ausdrtteklieb ausgesprochen: 

„Dieses Hausvermögen (des Preussiseben Königs- 
hauses) hat dem StaatsvermOgen gegenüber einen 
privatreohtliehen Charakter, indem es in 

keiner Weise durch die Verfassungsgrundsätze 
des Staates mit bestimmt wird." 

Die neueren Bearbeiter des Deutschen Privatrechts 
haben daher auch die von den Fublicisten verlassenen 
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Lehren des PiiTatfUrstenrecbts mehr oder weniger aas- 
fhhrUeb behaDdett. 

Durch die Aaflösung des dentBohen Bandes ist in 
diesen ßecbteverbältnissen an sich keine Veränderung 
eingetreten. Denn wenn anch die in der Bnndesacte 
begründete Garantie für die den Mediatisirten eingeräumten 
Rechte, um die es sieb hier allein handeln könnte, weder 
auf den norddeutsoben Bond, nocb auf das Deatsebe - 
Reieb übergegangen ist, so sind doeh diese Beebte in 
ihrem Bestände dadurch nicht berührt worden. 

Die InBtitnte, welcbe das Familienreebt des boben 
Adels bilden, gebltren also ibrer Natnr naeb dem Privat- 
rechte an. Allein sie gelten nur in einem beschränkten, 
wenn anob partionlarreobtlieb niebt abgescblossenen Becbts- 
kreise; sie werden von selbstilndigen Becbtsprincipien be- 
herrscht und sind daher dem allgemeinen bürgerlichen 
Hecbte gegenüber zn den Spezialrecbten za zählen. 

§. 6. 

Das Familienreebt des hohen Adels In der neueren 

Gesetzgebung. 

Die Gesetzgebung znr Zeit des Deutschen Beichs fiind 

keine Veranlassung, sich mit der Ordnung der im Privat- 
fürstenreeht enthaltenen Beebtsinstitute zn befassen. Die 
Reichsgesetzgebnng hat sich flberhanpt von der Ordnung 

des hUrgerlicheu Rechts ferugehalteu und seit der Gol- 



denen Balle Karl IV. von 1356| die iUr die ohar- 
Alntliefaeii Hftiiser einige Bestiommngen enfhielt, das Fa- 
milienrecht der reichsständischen Häaser nicht berührt. 
Ebensowenig griff die Landesgesetzgebung in die von 
ihnen gettbte Autonomie du. Selbst das PreoBslBohe All- 
gemeine Landrecht begnügte sich, Tbl. II. Tit. 13. §. 27. 
fUr das Königshaos die folgende Bestimmung aufzu- 
' nelmien: 

„ReehtBangelegenheiteny welebe die Personen nnd 
Familienrecbte des Landesberrn und seines Hau- 
ses betielfen, werden naeh den Hans?erfassaiigen 
• nnd VertrSgen bestimmt.*' 
Dass unter diesen Ausdrücken: „Hausverfassungen 
mid Vertiige^ ttberfaanpt die antonomisehen Salsaogen 
des Königshauses, mit ISttsehhiss der inseitigen Yer- 
.ftigungen und Familien -Observanzen zu verstehen sind, 
kann niebt besweifelt werden. Es ist hier dieselbe ans- 
dehnende Auslegung begründet, welche flir die BeEeich- 
nung: „Familien vertrage" in Art. 14. der B. A. anzu- 
wenden ist Vgl. 

Hesel er y Lehre Ton den ErbTertrigen. Bd. 2. 

Thl. 2. S. 38 ff. 
Heffter^ Sondeneehte. §. 23. 
Die angeflihrle Bestimmnng des Al%. Landreehts ist 
aber auch so zu verstehen, dass nicht allein auf das 
Hansrecht des Königshauses als die maassgebende Quelle 
flir dessen priyatrechtliche Verhältnisse Besug genommen 
ist, sondern implicite auch auf die subsidiarische Ao- 
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Wendung des PrivatfUrstenrechts. Denn diese konnte 
hier, bei dem geringen Umfimge der für das PreoBeimhe 
Eönigflhans geltenden antonomifleben Bestimmungen in 
keiner Weise entbehrt werden, da das Allg. Limdrecht 
gerade fttr dieses reichsständisohe Speziaireoht keine 
Ergänzung bietet. Dagegen konnte sellmtverständlioh bei 
der noch bestehenden Keichsverfassung das Preu»»iBche 
LaDdesgesetsbnoh Uber die Beohtsverbältnisse der anderen • 
leiehsstilndisehen Hftnser keine Anordnung treffen. 

In einer ähnlichen Lage befand man sich noch bei 
der VerOffentliehiing des bttigerlichen Gesetzbaebs für 
das Königreicb Saehsen y. J. 1863, denn das besondere 
Familienrecbt der mediatisirten Häuser stand damals 
nooh unter der Garantie der Bnndesverfassmig. Man be- 
gnügte sieb daher, in den Absebnitt von den bttigerliehen 
Gesetzen die allgemeine Bestimmung aufzunehmen: 

§. 29. „Statuten, Hansgesetze und Familien- 
yertrilge, wetohe dem Offentiiehen Beehte gemXss 
errichtet sind^ gehen den allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzen Tor." 

Damit war das Spesialreeht des hoben Adels ge- 
wahrt, und es bedurfte nicht mehr einer besonderen 
Anerkennung desselben bei der Aufzählung der Übrigen 
Spezialrechte, welofae sieb in der Pubfieations-Verordnung 
vom 2. Januar 18G3 §. 3. findet. 

Anders gestaltete sich die Sache, als mit der Auf- 
Ittsnng des Deutsehen Bundes dessen Garantie fUr die 
den Mediatisirten gewährten liechte erlosch. Au sich 
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blieb freilich der frttbere Rechtsznstand unverändert, 
allein die QeMtzgebung auch der einzelnen Staaten 
konnte nnn eine Einwirkung daranf anBttben, wetehe 
bisher nicht zulässig war. Es Laben auch in Folge 
dessen parlamentarische Verbandlangen im Prenssischen 
Landtage nnd^im Beiebstage stattgefbnden, welebe tod 
allgemeinerem Interesse sind und die Frage; wie das 
bürgerliche Gesetzbuch sich zu den betreffenden Rechts* 
theilen stellen soll, unmittelbar berühren. — Es kommen 
hier jedoch nur diejenigen Verhandlungen in Betracht, 
welche das Familienrecht des hohen Adels in seinen 
priYatreohtliefaen Beziehungen zum Oegenstand gehabt 
haben; von den politischen Hechten der Mediatisirten, 
die einen staatsrechtlichen €9iaracter an sich tragen, 
wird hier flberbanpt nicht gebandelt 

In Preussen ist unter dem 9. Dezember 1869 flir 
den ganzen Um&ng der Monarchie ein Gesetz über das 
Alter der Grossjährigkeit erlassen worden, welches lautet: 
§. 1. „Das Alter der Grossjährigkeit beginnt 
im ganzen Bereiche dieses Gesetzes mit dem 
▼ollendeten ein und zwanzigsten Lebensjahre." 

Bei der Berathung dieses Gesetzes ward die Fra^'c 
aufgeworfen, ob durch diese Bestimmung das Recht der 
fHlber reichsstftndischen H&user, nach welchem die Gross- 
jährigkeit bäutig mit dem vollendoten achtzebnteu Lebens- 
jahre eintritt, berührt werde. Aliein es ward festgestellt, 
dass eine solche Ausdehnung des Gesetzes nicht beab- 
sichtigt werde; es handle sich vielmehr um eine Vor- 
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sehrift des allgemelneii btti^rlicben RecbtB, welche das 
Spesialrecbt nicht beiUhre. Vgl. 

Verhandlungen des Herrenhauses vom 15. N^br. 

1869. Stenogr. Bericht. S. 27. 
Erklürong des JnstiEmmisten in den Yerhand- 
langen des Herrenhauses vom 12. 'März 1875. 
Stenogr. Bericht S. 193. 
Nicht so einfach stellte sich die Sache bei den Ver- 
handlungen des Preussischen Landtags Uber die Vor- 
mondschaftsordnong vom ö. JoU 187Ö. Im Herrenhausei 
an welehes die GesetBvorlage anerst gelangte» war man 
freilich der Ansicht, dass die allgemeinen Bestimmungen 
über das Vormundschaftswesen dem besonderen Hechte 
des Königshauses nicht derogire und dass dasselbe Über- 
haupt von dem Spezialrecht der früher reichsständischen 
Häuser gelten müsse. Allein es kam hier doch ein be- 
sonderer Umstand in Betracht. Die Vorlage enthielt 
nämlich einen Schlussparagraphen, welcher jetzt den 
§. 102. des Gesetzes bildet und also lautet: 

„Die Vorschriften des gemeinen Deutschen Beohts» 
des Allgemeinen Landrechts und der allgemeinen 
Gerichtsordnung für die Preussischen Staaten, 
des Rheinischen Civilgesetzbochs nnd der in den 
einzelnen Landestheilen geltenden Ordnungen 
nnd Gesetze über das Yormundschaitswesen, 
welche in diesem Gesetze nicht ansdracklioh 
aufrecht erhalten sind, werden aufgehoben.*' 

Diese Bestimmung gab zu dem Bedenken Veranlassung, 

8 
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ob sie uiobt aucb das angeführte Spezialreobt erfasse, und 
um dieser Auslegung entgegen zn treten, waideo die fol- 
genden Paragraphen dem Gesetze hinzugefUgt, in welches 
sie aucb| nachdem das Hans der Abgeordneten ihnen zu- 
gestimmt hatte, anfgenonmien worden sind. 

§. 100. „RtteksiehtBeh derVoranindBohafts- nnd 
Pflegschaftsangelegenheiten der Mitglieder der 
KOnigUehen Familie and des Hohenaollemsehen 
Flirstenhaases behält es bei der HaasTOfassong 
sein Bewenden." 

§. 101. „Die nach dem bisher giftenden Privat- 
Familienreehte der Hänfiter und Mitglieder der 
früher reichsständiachen Familien begründeten 
Rechte werden durch dieses Gesetz nieht be- 
rttbrt« 

Aus diesen Verhandlungen ergiebt sich also, dass die 
neueste Preussische Gesetzgebung das Familienrecht der 
früher reichsstiladisohen Häuser als ein selbständiges 
Spczialrecht neben dem allgemeinen bürgerlichen Rechte 
anerkennt, und dass Gesetze, wekhe das Letztere ordnen, 
ohne auf Ersteres Bezug zu nehmen, es mit ihren Be- 
stimmungen nicht erfassen. 

Zu einem solchen bestimmten Abschhisae haben die 
Verhandlungen, welehe in dem Deutsehen Reiehstage Uber 
den hier erörterten Gegenstand stattgefunden haben, und 
sich auf das Gesetz irom 17. Febmar 1875, betreffend 
das Alter der Gros^ährlgkeit benehen, nicht geftOirt 
Das Gesetz ist aus der Initiative des Reichstages hervor- 
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gegaagen, und sollte nach dem eingebraebten Entwürfe 
nur die, dem PrensBiichen Gesetxe yom 9. Dezember 1869 

entsprechende Bestimmung enthalten: 

„Das Alter der Grossjäbrigkeit beginnt im ganzen 
' Umfange des Dentsehen Beiehs mit dem Tollen- 

deten einandzwanzigsten Lebensjahre." 
Von Seiten des Commissars der Terbttndeten Begie- 
rangen ward gegen den Antrag eingewendet, dass in dem- 
selben das Sonderrecht der landesherrlichen Häuser nicht 
gewahrt sei. Bei dem Prenssisehen Gesetze yom 9. De- 
zember 1869 habe dies Bedenken nieht Platz greifen kOnnen, 
da fUr dasselbe die Auslegnngsregel zur Anwendung komme, 
dass das allgemeine Gesetz das spezielle^ welches eine 
Ausnahme von der froheren generellen Begel enthalte, 
nicht berühre. Bei einem Reichsgesetze stehe die Sache 
anders, da ein solches den Landesgesetzen mibedingt vor^ 
gehe, nnd daher jede entgegenstehende Bestnnmnng des 
Landesrechts beseitige; ohne Rücksicht darauf, ob diese 
Bestimmungen auf einem generellen oder auf einem 
speziellen Gesetze, auf Haiisordnnngen, Hansverfassnn- 
gen n. s. w. beruhen. In dieser Erwägung seien auch 
früher bei den Prozessgesetzen, dem Gesetze wegen Beur- 
knndtmg des Personenstandes Vorbehalte Air die kndes- 
herrlichen Häuser gemacht worden. Vgl. 

Verhandlungen des Reichstags vom 9. December 
1874. Stenogr. Berieht S. 584 ff. 
In Folge dieser Bemerkungen ward ein Zusatzparagraph 
des Inhaltes vorgeschlagen: 
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„Die haoBver&sBUiigBniftssigeii oder landesgesetz- 
lichen BeBtimmuiigeii ttber den fiegmn der Gross- 

jäbrigkeit der Landesherni imd der Mitglieder der 
InudeBherrlicheo Uläuser sowie der FUrstlicbeu 
Familie Hohenzollem werden dnreh die VorBchrift 
des §. 1 nicht berührt." 
Darüber ward dann bei der zweiten und dritten Be- 
rathnng des Gesetzentwurfs aosftüirlieli veibandelt Vgl 
Verhandluugeu des Reichstags vom 15. Dezember 
1874 Stenogr. Bericht & 717. ff. 
Von einer Seite ward die Ton dem Bnndesoommissar 
yertretene Ansicht dahin beschränkt, dass durch das 
Keichsgesetz die autouomischeu Statuten von selbst be- 
seitigt würden, wenn dies dnreh die Landesgesetsgebong 
habe geschehen können. Von anderer Seite ward dagegen 
ausgeführt, dass die Kegel, das Keichsgesetz gehe dem 
Landesgesetze yor, nicht so unbedingt gelle, wie be- 
hauptet worden. Denn sie komme nur znr Anwendung, 
wenn es sich um Kechtsinstitute derselben Art handle, 
nicht aber, wenn z. B. Gesetze ttber das allgememe 
bUrgerliehe Recht einen Gegenstand berührten, der aueh 
staatsrechtlicher Natui- seL Ueberhaupt aber sei das 
Keichsgesetz an sieh kein absolutes Beeht, dem jede 
andere Rechtsbildnng scUeehthin weichen müsse. Wenn 
es blos vermittelndes Hecht enthalte, könue es, wie das 
Landesrecht durch die PrivatwillkUhr abgeändert werden; 
wenn es eine Regel des allgemeinen bürgerlichen Rechts 
abändere, so erlasse es das früher geltende Spezialrecht 



Oigitized by 



37 



nur so weit, als der Gesetzgeber dies unzweifelhaft 
gewollt habe. — Uebrigens komme hier nicht allein das 

Sonderrecht der souveränen Häuser, sondern auch das 
der Mediatisirten in Betraeht Das PriTatfOrstenrecht 
bilde ein Spesiahrecht des hohen Adels, welches sich 
überhaupt nicht in den Grenzen des Landesrechts ent- 
wickelt habe nnd auch nicht blos iu dieser Beschränkung 
gehe. 

Die Verhandhingen führten zu keinem entscheidenden 
Ergebniss, da ausser dem beantragten Zusatz, welcher 
angenommen ward, keine weitem Äbftnderungsanträge 
gestellt waren. Zu bemerken ist nur, dass der Bundes- 
commissar auf die Frage, welche Ansichten denn die 
verbündeten Begiemngen über die Einwirkung des Ge- 
setzes auf das Recht der nicht souveränen Häuser des 
hohen Adels hätten, erklärte, dass er darüber nicht 
unterichtet sei. Es Ulsst sich daher auch nicht annehmen, 
dass der Vorbehalt zu Gunsten der landesherrlichen 
Häuser argumento a contrario die Mediatisirten dem 
Gesetze unterwerfe, zumal der Grund dieses Vorbehaltes 
— die Sicherung des Sonderrechts der Ersteren, mit 
der Fortdauer des Bechts der Letzteren nicht unvereinbar 
ist Bei den entsprechenden Besthnmnngen der Beichs- 
Prozessgesetze verhielt sich dies anders, da hier die 
bestimmte Absicht vorlag, die den souveränen Häusern 
eingeriUimten politischen Bechte den anderen Familien 
des hohen Adels nicht zu gewähren. 
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• §. 7. 

Die Vorschttge der Vorcommfosion. 

Dieie VeriMmdliiiigeii bmen denflieh erkenneii, daM 

Uber die Bedeutung des PrivatfUrstenrecbts und der in 
demselbeii enthaltenen Beehtsinstitnte die Ansicbten noeh 
niebt Tollkommen geklärt sind, und daBS die Qesetsgebmig 
Uber das allgemeine btirgerlicbe Recht, wenn sie in jene 
Becbtskreiee binttbeigreift, zn denselben nothwendig eine 
bestnnmte Stellang einnehmen mosB. Wenn das eehon 
ttberhaupt gefordert werden kann, so gilt eB \m erhöhten 
Blaaflae für das Werk der Abfassnng eines bUigerlicben 
GesetBbnehs fllr das Dentsehe Bdeh. Denn dabei kommt 
es zunächst darauf an, das Gebiet des allgemeinen btlrger- 
liehen Beehts, auf dessen Normining es allein abgesehen 
ist, bestimmt absngrenzen nnd dessen Verfattltniss sa ver- 
wandten Kechtsthcilen und namentlich zu den Öpezial- 
rechten klar and genau festanstellen. 

Es wird also fllr den Zweck dieser Denkschrift an 
untersuchen sein, was nach den stattgehabten VeriifTent' 
liohoDgen zur Lösung dieser Au%abe bisher durch die 
dem Gesetsbnch gewidmeten Arbeiten geleistet worden 
ist, wobei die Vorschläge der Vorcoramission von den 
Beschlüssen dev Gesetzgebungs - Commission selbst zu 
trennen sind. Den Anhalt ftlr diese Erörterung bietet 
wieder der Bericht 
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Besondere Beilage zam DeutBcheu Beicbs-Anzeiger 
Ko. 2. vom 13. Jaoaar 1877. 
Hier heisst es nnn S. 1. von dem dnrch die Vorcom- 
mlBsion aufgestellten Plan: 

„AoB dem rdebhaltigen Inhalt des Qataobtens mOgen 
folgende Mittheilnngen hier ehie Stelle finden. 

1. Ein bürgerliches Gesetzbuch tlir das Deutsche Keich 
hat war Privatreoht zu enthalten. Die Kodifikation entreckt 
fliefa demnach nicht aof das OfibntUche Recht, das Straf- 
lecht nnd deu Process. Auch von dem Privatrccbt sind 
mebiere Beohtsmaterien theils aas gesehiohtUehen, theils 
ami inneren Ghünden von der Aofiiahme in das Giesetahoch 

aosgeschloBseD, so namentlich: — 

e. Die im Absterben begriffenen Institute 
überwiegend germanischen Ursprungs, 
welche als trUmmcrbafte Beste mitttelalterlichen 
Wirthschafts- nnd Verwaltangssystems in die Gegen* 
wart binehnagen; sie kVnnen dem Landesrecht, 
unter welchem sie bestehen, überlassen bleiben, 
und die Au%abe des bürgerlichen Gesetzbuchs 
wurd insoweit ledigfieh eine negative sein, nftmlich 
in gesetzlicher Begrenzung ihrer weiteren Zulassung 
bestehen. Dahin gehören das Lehnrecht, das Becht 
der abl5sbaren Beallasten, woU auch das Erbzins- 
und Erbpachtsrecht, die Emphyteusis, das Näher- 
recht, das Becht der Stammgttter und der be- 
stehenden Familienfideicommisse. Anlangend das 
Becht künftig zu errichtender Familieutideicommisse 
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mag es Btattbaft sein, der Landesgesetzgebung 
Raum zu lassen." 

Diese AnfeteUnngen der Vorcommission geben za 
folgenden Bemerkungen Veranlassung: 

1. Unter den anfgeftihrten Instituten, weiche im Ab- 
sterben begriffen, als trttmmerhafke Ueberreste mittelalter- 
licbeu Wirthschafls- und Yerwaltungssystems iu die Ge- 
genwart hineinfagen, werden einige genannt, welche 
unzweifelhaft dem Untergange bestimmt sind, weil die 
tbatsäcblichen und rechtlichen Voraussetzungen ihrer Gel- 
tung nicht mehr bestehen. 

Es gehört dahm ror Allem das Lehenrecht, welches 
mit der Leheutreue uud dem Leheiidienst seinen eigent- 
lichen Lebensnerv verloren hat Sehr fraglich ist es aber 
schon, ob auch das Erbzins- und ErbpachtsverfalUtniss 
dahin zu rechneu ist, und ob die Vorschrift neuerer Ab- 
Ittsnngsordnungen, dass künftig die dauernde Belastung 
eines Grundstückes mit einem Canon, namenflieh in der 
Form der festen Geldrente, unzulässig sein soll, den 
wirthschaftlichen Bedttrüiisseu, insbesondere des ländlichen 
Grundbesitzes entspricht Jeden&lls wird man hta. der 
vollkommen geordneten Natur dieser lustitute, welche im 
Kechtfileben vielfach noch in ungebrochener Kraft beste- 
hen, von trQmmerhaften Ueberresten mitteUlterlieher £ui- 
richtungen nicht wohl sprechen können. Ebenso wenig 
sollte dies — abgesehen von den nur sehr vereinzelt vor- 
kommenden Stammgtttern des niederen Adels — von dem 
Institute der Fumilienfideicommisse gescheheu. Es wider- 
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spricht freilich der durch das römische Recht hervor- 
gerufenen Ansicht von der unbedingten Herrschaft des 
Eigendramsbegriffs , dem jedes andere Interesse wichen 
mu88, dass gewisse Gtlter zur Erhaltung des Anseheus 
der Familie nnveränsserlich gemacht werden können. 
Allein mit dem germanischen Becbtsgedanken nnd nicht 
blos dem des Mittelalters stimmt Jeue romanistische Auf- 
fassnng in ihrer starren Gonseqnens nicht tiberein, wie 
die gesetzliche Ordnung der NachbanrerhSltnisse, die Ge- 
bundenheit des CorporatioDSvermögeus mit deu selbstän- 
digen Sonderrechten der Müglieder, das Enteignnngsrecht 
n. 8. w. beweisen. Aach ist doch wohl zu erwägen, ob 
nicht bei der Zerfahrenheit der heutigen Zustände ein 
znsammenhaltendes Institut wie das Familienfideicommiss 
von heilsamem fiinflnss sein kann, wenn auch die un- 
beschränkte und unabänderliche Gebundenheit des Fidei- 
commissgntes durch die wohlerworbenen Einielrechte der 
Anwirter emer Ermässigung bedarf. 

2. Jedenfalls irrt die Vorcommission, wenn sie das 
Familienfideicommiss als ein im Absterben begriffenes In- 
stitut, des HittelaHers bezeichnet Es ist vielmehr, wie 
üben §. 4 gezeigt worden, ein verhältnissmäösig modernes 
Institut und seme Bedeutung ist nie gritoser, sein Gel- 
tungsgelnet nie weiter gewesen als in der Gegenwart 
Wie wenig namentlich die Zusammenstellung desselben 
mit dem iiebenrecbt begründet ist, ergiebt sich aus der 
Thatsache, dass neuerdings bei der Aufhebung des 
Leheuverbandes vielfach auf das Familienüdeicommiss 
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zurückgegriffen worden ist, um für jenen einen Ersatz zu 
gewinnen. Annähernd haben diejenigen AUodifications- 
gesetee dieseB bewirkt, welche die Lehenhemchafk für 
aufgehoben oder für ablösbar erlüärt, den vasallitiscben 
Verband aber haben fortbestehen lassen, wie das Bayerisehe 
Yom 4. Juni 1848. Gans nnmittdbar tritt dieee 
BichtUDg aber in den neuesten Preussischen Gesetzen 
hervor, durch welche der Lehenverband in den einseinen 
Provinsen anfgehoben worden ist. Das in dieser Besiehong 
normative Gesetz, welches ftir die anderen Provinzen als 
Vorbild gedient hat, ist vom 4. März 1867 und betrifft 
die Auflösung des Ldien Verbandes in Ah-, Vor- und 
Hinterpommem. Hier heisst es §. 6: 

„Der Lehnsmann, in dessen Händen nach §. 3. 

4. 6. die Lehnseigenschaft aufhdrt, hat die Wahl, ob 

er das Lehn entweder 

1. gegen eme Abfindung von vier Prozent des 
Lehntaxwerthes in Allode, oder 

2. nach den Bestimmungen der §§. 1. 3. des (le- 

setzes vom 10. Juni 1856 in ein Fidei- 

kommiss fUr die zum Lehn berechtigte FamiUe 
dergestalt verwandeln will, dass er selber in 
die Stellung des ersten Fideikommissbesitzers 
eintritt Einer Einwilligung der Agnaten und 
Mitbelehnten bedarf es dazu nicht. Auch findet 
die beschränkende Vorschrift des §. 56. ThL IL 
Tit 4. des Allgememen Landrechts nicht statt.** 

3. Wenn nun aber die Vorcommission von den 



Digitized by Googlp 



43 



Stammgtttem und dem FamilicnfideioommiBS handelt, so 
fragt 60 sidiy ob sie dabd aneh auf das Beoht des boheii 
Adels hat Rücksicht nehmen wollen. Dies ist aber nicht 
aiizanehmeu. Dem wenn auch unter den 8tanungtltern 
im weiteren Sinn das HanavermOgen der früher reieha- 
atündischen Familien yerstanden wird^ so pflegt doch 
das Wort, wenn es schlechthin gebraucht wird, nur auf 
die noeb bie und da vorkonunenden Güter der Bitter* 
sebaft bezogen zu werden, welche gewissen gesetzlichen 
Beschränkungen hinsichtlich der Yeräuaserung und der 
Verorbimg unterliegen. Vgl. 

Lewis In Bebrend's Zeitschrift für Geseta- 
gebuDg und Kechtswissenschait. III. S. 687 ff. 
Dass die Stanungttter aneb von der Voroommission 
in diesem engeren Sinne verstanden sind, ergiebt sieb 
ans der Zusammenstellung mit dem Familienfideicommiss. 
Dieses Letztere ist nJfanlieh als ein fest aosgebildetes, in 
sieb abgeseblossenes Institut bebandelt, nicht in dem 
weitereu iSinne, in welchem es — nach einem juristisch 
freilieb ungenauen Spracbgebraudie — allgemein das im 
Interesse der Familie gebundene Vermögen, mit Einscbtuss 
des Haasvermögens der hochadiichen Familien bedeutet. 
£s ist auch anzunehmen, dass, wenn die Voroommission 
Überhaupt auf das Privatftirstenrecbt Bttcksiebt nehmen 
wollte, sie alle in demselben enthaltenen Institute und 
nicht blos em vereinaeltes in Betracht gezogen haben 
wUrde. Endlieh bat ihr aber doch gewiss die Absiebt 
ferngelegen, Gtlterrechtfiverhältuisse, welche auch iUr die 
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sonTeränen HäaBer eine nnsiittolbare Geltung haben, mit 
AofHlrtlcken sn beseicbnen, wie sie eolohe zur Charakte- 
ristik der Stamm und Fideicummissgttter gewählt hat. 

4. Es lässt sich daher uor annehmen, dass die Vor- 
commission das PriTatfllrstenreebt von ihren Erwägungen 
ausgeschlossen hat. Der Grund, welcher sie dazu bestimmt 
hat, ist nioht Idar. Bertlcksichtigt man jedoch, dass sie 
(vgl. oben 8* 2) als Gegenstand des bürgerlichen Gesets- 
biichs das Privatrecht bezeichnet, und diesem das öffent- 
liche Ke cht, das iStrafrecht und das Prozessrecht gegeu- 
flber stellt, so bat sie vermuthlicb das PriTatfÜrstenreofat 
als Theil des öffentlichen Rechts angesehen. Es würde 
sich dami nur die oben C§*2) gemachte Bemerkung äber 
den wenig festen Begriff des Öffentlichen Reehts bestätigen. 
Indessen gehört, wie §. 5 gezeigt worden ist, das Pa- 
miiienrecht des hohen Adels wesentlich dem Privatrecht 
an, wenn aach in den souTcrftnen Häusern einzelne In- 
stitute desselben einen staatsrechtlichen Charakter an sieh 
tragen. Es hätte also dem allgemeinen bürgerlichen Rechte 
gegenflber jedenftUs als Speziahrteht henrorgehoben werden 
mttssen. 

§. 8. 

Die Comnii88ion für die Entwerfung dee bürgerliclieii 

GeeetzbHChs. 

Diese hat sich im Wesentlichen dem von der Vor- 
oommission aufgestellten Plane angeschlossen, ohne jedoch 
deren Erwägungen und Vorschläge schicchthiu sich auzu- 
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eignen. Wie aus der oben (§. 2) gegebenen Ueberaiebt 
ihrer Beseblfigge erhellt, hat sie die versehiedene Bedentnng 
des Lehenrechts, der Stammgttter und des Familienfidei- 
eommisBes wobl erwogen und für Letzteres eine selbständige 
Behandlang in Aussieht gestellt Ueber das Familienreeht 
des hoben Adels nnd dessen Stellung zum bürgerlichen 
Gesetzbuch liegt aber auch von Seiten der Haupt -Com- 
mission keine Aenssemng vor, so dass sie^ in Ueberein- 
Stimmung mit der Vorcommission dasselbe als nieht zum 
bürgerlichen Rechte und also nicht zum Bereiche ihrer 
Aufgabe gehörig betrachtet zn haben scheint Wenn diese 
Anflkssnng nnn nach den früheren AnsfUhrongen sieh als 
unhaltbar darstellt, so ist zu erwägen, in welcher Weise 
das bttigerliohe Gesetzbuch sich mit diesem Spezialrechte 
zn befiissen hat Es mnss namentlich festgestellt werden, 
inwieweit Letzteres seinem Bestiinde nach anzuerkcnneu 
ist und in welches Verhältniss es zn dem gemeinen Beicbs- 
redite treten soll 

§. 9. 

Die Aufgabe. 

Die reicbsstifcndischen Familien bildeten zur Zeit des 
Deutschen Reichs einen besonderen Stand, welcher trotz 

der verschiedenen Machtstellung und politischen Bedeutung 
der einzelnen Häuser sich doch als eine Kechtsgemeiu- 
Bchaft darstellte und sein inneres Standesreeht gleichmSssig 
begründet hatte. Dies Verhältniss ist auch nach der 



46 

Sobeidnng io BoaveriDe und mittelbare Familien gebKeben, 
indem das Prinetp der Bbenbttrtigkeit die Standesgemein- 

Schaft aufrecht erhielt und dasselbe Familienrecht auch 
den Mediatiflirten bewahrt ward. Wenn es sieb nnn bei 
der AbftuEMning des bOrgerlieben Gesetsbnehs dämm handelt^ 
zu diesem Familien recht eine bestimmte Stellung einzu- 
nehmen, so erscheint es, da eine Umbtldang der Spezial- 
redite an sich nicht bezweckt whrd, als das NatUrliche, 
es in seinem gegenwärtigen Bestände anzuerkennen; 
wenigstens mttssten sehr entsciieidende Gründe vorliegen, 
mn eine Aendemng zn rechtfertigen. An das Recht der 
souveränen Häuser wird nun wohl die lleichsgesetzgebung 
die Hand nicht legen wollen; denn wenn aach für sie 
die misten hierher gehörigen Bechtsinstitnte privatrecht- 
liehen Inhaltes sind, so bietet schon die Machtstellung 
dieser Häuser dafUr die Gewähr, dass ihr Sonderrecht 
dem allgemeinen bürgerlichen Rechte gegenflber aufrecht 
erhalten bleibt 

Weniger günstig ist dagegen die Lage der mediati- 
sirten Familien. Die weit Terbreitete Anschannng, dass 
die politische Freiheit wesentlich in der unbedingten 
Gleichheit der Kechtsinstitute fUr alle Staatsbürger be- 
steht, ist der Berttcksichtignng besonderer Einrichtungen 
für einzelne Klassen der Bevölkerung nicht günstig, und 
wenn auch den eigentbttmlichen Bedürfnissen gewisser 
Bemfsslllnde z. B. der Kaofleute Rechnung getragen wird, 
so soll doch dem hohen Adel, schon weil er ein Gebnrts- 
stand ist, irgend ein Sonderrecht nicht gewährt werden. 
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Sdur bMekduiend ist in dieser Besiebimg die SteUuog, 
welebe der Bnndeseonnnissar in den Verhandlungen des 

Reichstages über das Gesetz vom 17. Februar 1875 
wegen des Groasjährigkeitsalters einnahm, indem er sich 
nnr flbr einen Vorbehalt an Gunsten der soaveiftnen 
Hftnser erklärte (s. oben §. 6). 

Das betraf freilieb nnr ein vereinzeltes üecbtsver- 
bältniss Ton geringer Wichtigkeit, dagegen ist das Fa- 
milienrecht des hohen Adels Uberhaupt flir alle Glieder 
desselben ?on entscheidendem Einflüsse auf ihre wichtig- 
Bten Biteressen. Von bestimmten Idtenden Prineiplen 
beherrscht, bildet es einen selbständigen Rechtstheil, 
welcher sich nicht als Ausnahme von dem allgemeinen 
bttrgerlwhen Beehte darstellt, sondern neben demselben 
die ihm unterworfenen Reebtsverfaältnisse selbständig be- 
herrscht Diese sind in festbegrttndetcr Uebong eigen- 
thUmUdi gestaltet nnd die versefaiedenartigsten Interessen 
wflrden verlelzt werden, wenn sie einiheb den Bestim- 
mungen des allgemeinen btirgerlichen Hechts unterworfen 
werden sollten. Dafür spricht aneh kein wurtbsehaftliches 
oder poHtisebes Bedfirflitss; viefanebr hat die Geseblebte 
den Beweis geftlbrt, welchen Werth eine wohl ausge- 
stattete historisch begründete Aristokratie fbr den Staat 
bat. Dazu kommt, dass es dem Gründe der ansgleiobenden 
Gerechtigkeit entspricht, den früher reichsständischen 
Httnsem, wetoben ihre politisehe Maehtstellnng genommen 
ist, wenigstens das ihnen gewährte Familienreebt nnver- 
kUmmert zu bewahren. 
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Aueh die sonreilinen ffilnser bleiben daron nielit 
nnbertthrt, wenn eine nivellirende Gesetzgebtiiig das Reebt 
des hoben Adels au sieb beseitigeu uud ibneu uur ein 
mit ibrer polittBcben Stellong^ rerlEnttpftes AuBnabmerecht 
gewähren wird. Neben der billigen ROclisicbtnabme auf 
ihre Greuossen vom Keicbe her wird doch auch die Er- 
wSgiing Plate greifen, dass das Recht der einzelnen 
Bonverfoen Hftnser zum Tbell lückenhaft ist nnd einer 
£rgäuzuug bedarf, dass diese aber uur aus dem ge- 
sdiicbtUeh bcgrOndeten gemeuuHimen Standesrecbte ent- 
nommen werden kann, da die souveränen Hänser fkir 
sich eiu solches nicht haben. 

Wenn diese Gründe dafUr sprechen, dass das bttiger- 
liebe Gesetzbnch die Reohtsinstitnte des PrivatilIrstenTeebts 
nicht beseitige, so fragt sich allerdings noch, welche 
Stellung es zu demselben weiter einzunehmen hat Hier 
bieten sich dann zwei Wege dar, welehe besebritten 
werden können. Entweder schliesst das Gesetzbuch dieses 
Speziakecht einfach yon dem Kreise seiner Bestimmungen 
aus und ttberweist es den Landesrechten, indem es ihm 
eine blos particularrechtliche Geltung beilegt, oder es 
erlLcnnt es, soweit es sich nicht um staaterechtUche 
Institute handelt, als Reichsrecht an und enteieht es der 
£inwirkuug der Landesgesetzgebuug. 

Der erste Weg wttrde der bequemere sein, allein als 
der richtige kann er nicht gelten. Tm Allgemeinen näm- 
lich ist zu bemerken, dass das Familienrecht des hohen 
Adels nicht in der Form des Landesrechts entstanden ist 
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nad sieh behaaptet bat. Ailerdiogs bat aaf die Ausbildabg 
desselben in den eiiizelnen HSiueni deren Autonomie einen 

entscheidenden EinÜuss auBgettbt; allein die eigentlich 
maas^gebenden Beebtsgnindsätze sind doeh im Wege eines 
in den betreffenden Kreisen gletohartig entwiol^elten Ge- 
wohnheitsrechts entstanden und haben innerhalb ihres ße- 
reiehs gemeinrecbtliobe Geltung gewonnen. Die Ebenbflrtig- 
keity die eorporative Organisation der Familie, die agnatisehe 
Vormundschaft, das Güterrecht der Ehegatten, die Gebunden* 
beit des Hausvermögens, die Individnalsneeession in der 
Form des Erstgebnrtsreebts sind Institute des gemeinen 
Rechts und haben als .solche ihre feste Ausbildung er- 
balten. Dies gemeine Becht ist freilich kein absolutes, 
wie denn z. B. selbst das Bbenbttrtigkeitsprinoip dureb 
Statut und Observanz, im Einzelnen Fall auch durch den 
CSonsens der Agnaten modifieirt werden kann; einsebe 
Häuser haben die Vormundsebaft der Mutter anerkannt, 
auch im Güter- und Erbrecht finden sich besondere Be- 
stimmungwi» 

Allein solebe Abweiebungen beruhen niebt auf Landes- 
recht, sondern auf der Autonomie der Fumilieu und 
sebliessen den Begriff des gemeinen Becbts in seiner 
regelmässigen Geltung nieht aus. Nun entsprieht es aber 

doch gewiss nicht der Aufgabe einer nationalen Politik, 
eme Beehtsbildungy wetebe sieb Uber die territorialen 
Grenzen hinaus auf gemeinsamer Grundlage entwickelt 

und selbst die Zeit Deutscher Zerrissenheit Uberdauert 

bat, ohne eine saeblicbe Begründung, blos der äusseren 

4 
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Gleichförmigkeit wegen aus dem Kreise des gemeinen 
Rechts zu yerdrängen und in das LandfiBrechtm Ter- 
weisen. Es geziemt sich vielmehr, dass der alte Reichs- 
adel unter das Reichsrecht gestellt bleibt. 
. Damit ist nicht gesagt, dass die in der Verfiunnng 
des Deutschen Bundes gewährte Garantie aneh nur flir 
das Familienrecht der mittelbaren Häuser von Reichswegen 
ttbernommen werden soIL Der Beichagesetagebang bldbfc 
ihre souvertlne liacht gewahrt. Aber die Aufgabe darf 
ihr gestellt werden, dass sie die bezeichneten Rechts- 
Institute in ihrer für ganz Deutachland gleichmlaaig gel-* 
tenden Wirksamkeit erhalte und sie der unberechenbareD 
Einwirkung einzelner Landesgesetzgebungen entziehe. Diese 
Fordemng wird nm so mehr gereehtfertigfc ersohemen, 
wenn man erwägt, dass in Folge der Mediatisirung und 
der Greuzregulirungen ein grosser TheU der vormals 
reiehssttndiseben Besitzungen versehiedenen Bundesstaaten 
untergeordnet worden ist, und dass es üble Unzuträglich- 
keiten mit sich iUhren würde, wenn in diesen Staaten iUr 
das Gtlter- und Familienreebt desselben Hauses versahie- 
dene Bestiuimuugeu zur Anwendung kämen. 

§.10. 

(Fortsetzang.) Die Auf||abe. 

Hat demnach das btlrgerliehe Gesetzbnoh seiti Ver- 

bältniss zu den» Familienrecht des hoben Adels festzu- 
stellen, so empfiehlt sich doch eine Codifikation desselben- 
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in keiner Weise. Von dem Gesetsbncb selbst, welches 

nur das allgemeine bürgerliche Hecht zum Gegenstande 
htA, ist eine solche schon nach seiner Anlage und seinem 
Systeme ansgescblossen; aber anch dnrch ein besonderes 
Beichsgesetz die Codifikatiou dieses Spezialrechts zu ije- 
.wiiken, wird nicht rathsam sein. Denn es liegt dafUr 
einmal kein Bedttrfniss vor, da das Privatflirstenrecht 
seinem wesentlichen Bestände nach iestgestellt ist und es 
innerhalb desselben zwar nicht an einzelnen Ck>ntroYer8en 
fehlt, diese aber doch mit Httlfe der Theorie nnd Praxis 
eine wissenschaftliehe Lösung Huden können. Dazu kommt, 
d«8S die Godifikation audi in der Form eines Normal- 
Statuts ein wiehtiges, dem Familienrecht des höhen Adels 
eigenthUmlicbes Institut aufheben oder doch wesentlich 
besehrftnken wtUde, nämlich die Autonomie der einzelnen 
Häuser, welche dieser ganzen Reebtsbildung erst die 
rechte Elasticität und Beweglichkeit giebt. 

Man wird sich also wohl bei der Abfassung des bllr^ 
gerlicbe'n Gesetzbuchs darauf zu beschi^nken haben, die 
Geltung des PrivatfÜrstenrecbts als eines gcmeinrechtlicheu 
Spezialreehts neben dem allgemeinen bttrgerlichen Rechte 
anzuerkennen. Doch wird es sich empfehlen, dies nicht 
in ganz allgemeiner Fassung zu thun, sondern auch das 
leitende Princip dieses Becbtstheils, nümlioh die corporative 
Verfassung der Häuser an geeigneter Stelle des Gesetz- 
buchSi etwa in deu Abschnitt von den IStatusrechteu oder 
Yon den juristischen Personen bestimmt zum Ausdruck 
zu bringen. 
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Ausserdem wird es aber jedenfalls den Anforderungeu 
der RecbtsBieheriieit entspreehen, wenn die besonderen 

yucllcii (k'tj rrivatfürstcnri'chts bestimmt bezeichnet und 
ihre fortdauernde Geltung bestätigt werden. Dies mttsste 
dann nacb dem Vorgang des SScbsisoben Gesetzbuchs in 
dem den Beohtsquellen gewidmeten Abschnitt geschehen, 
und zwar fUr die souveränen Häuser etwa in folgender 
Fassung. 

§. a. 

„Auf die Privatreebtsverhältnisse der SonveriUie und 

der souveränen Häuser sowie des Fürstlichen Hauses 
llobenzollern finden die Vorschriften des bürgerlichen 
Gesetzbuchs nur insoweit Anwendung, als jene nicht den 

bedondcreu hausrechtiicheu Bestimmungen uuterworleu 
. siud.'^ 

Für die mittelbaren Häuser wflrde diese Vorschrift 

eine etwas veränderte Fassung erhalten müssen, da iu 
Betreff der Autonomie eine Abweichung von dem jetzt 
geltenden Reebte rathsam erscheint. 

In Art. 14 der B. A. heisst es nämlich: 
„2. Werden nach den Grundsätzen der früheren 
deutschen Ver&ssnng die noch bestehenden 
Familienverträge aufrecht erhalten und ihnen 
(den Mediatisirten) die Befugniss zugesichert, 
Aber ihre Gttter und Familienverhältnisse ver- 
biiidliche Verftigungen zu treffen, welche jedoch 
dem Souverain vorgelegt und bei den 



Digitized by Google 



53 



hbohsteo LandeBStelleD sar allgemeinen 
KenntDiBB und Kaoliaehtang gebracht 
werdeu mttfiseu.^ 
Der Sinn dieser letssteren Bestimninng iet nielift an- 
bestritten geblieben ttnd aneb in der Ansfttbrung ver^ 
schieden aufgefasst worden, da die betreffenden Gesetze 
und Vertrige in den einzelnen Staaten bald die landea- 
berrliehe Bestätigung der Statuten, bald bie blosse' Mit- 
theilung derselben zur KeuntniBsnahnic vorschreiben. Hier 
wird nnn das Gesetzbneh Ton Beiehswegen ein einheit' 
liebes Verfiihren vorzüsehreiben haben, nnd Überwiegende 
Gründe sprechen daftir, dass allgemein die landesherr- 
' liebe Besttttignng gefordert werde. Denn dadnreh wird 
die Beebtsbestftndigkeit des Statuts you Anfang an klar 
gestellt und ein nachträgliches Einschreiten gegen 
Bestimmung^, wekshe dem OffentUchen Beehte und dem 
Reehte Dritter entgegen treten, vermieden. Ist aber auch 
dureh die Bestätigung des Statuts anerkannt worden, 
dass es im Berekshe seiner Geltung bindende Kraft haben 
soll, so rechtfertigt es sich auch, dass es in den öflfent- 
nchen Blättern (Uesetzsammluugeu, Regierungsblätter) ge- 
hürig bekannt gemacht wird, damit ihm die volle Wirk- 
samkeit gesichert werde. 

Zu dem §. a, welcher die souveränen Häuser betrifft, 
wird daher ein anderer i)lr die mediatisirten hinznzufUgen 
sein, des Inhaltes: 
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„Die ftor die früher reich88tiiQdi8chen, seit 1806 
mittelbar gewordenen Familien des ' hohen Adele gel- 



treff des Privat- Guter* und Familienrechts, so wie das 
Beeht der Ebenbürtigkeit bleiben anfreeht erhalten nnd 
werden von den Vorschriften des bürgerlichen Gesetz-, 
huchs nicht berührt'* 

„Auch • behalten diese Familien die Autonomie; nen 
errichtete Statuten bedürfen jedoch der landesherrlichen 
Bestätigang und sollen, wenn diese ertheilt ist, in den 
dazn bestimmten Offentliehen Blftttem bekannt gemaeht 
werden.« 



teuden l)e8ouderen autonomischen Bestimmnngen in Be- 
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